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lungnahme festgesetzten Frist nachzu­
kommen. 

2. Gemäß Artikel 12 Buchstabe b des Pro­
tokolls über die Vorrechte und Befreiun­
gen der Europäischen Gemeinschaften 
sind die Beamten und sonstigen Bedien­
steten der Gemeinschaften in den Mit­
gliedstaaten, in denen die Gemeinschafts­
organe ihre Arbeitsorte haben, von jeder 
Verpflichtung zur Eintragung in die Ein­
wohnermelderegister befreit. Aus dieser 
Bestimmung und aus Artikel 5 EWG-
Vertrag ergibt sich, daß die Mitgliedstaa­
ten jede Maßnahme, die die Beamten 
und sonstigen Bediensteten der Gemein­
schaft unmittelbar oder mittelbar zwin­
gen würde, ihre Eintragung in die Ein­
wohnermelderegister zu beantragen, ver­
meiden müssen. Ein solcher Zwang wird 
insbesondere dann ausgeübt, wenn ein 
Mitgliedstaat die Beamten und sonstigen 

Bediensteten wegen ihrer Nichteintra-
gung nachteilige Folgen erleiden läßt. 
Gemeindesatzungen, die bewirken, daß 
die im Gebiet der betreffenden Gemein­
den wohnenden Beamten und sonstigen 
Bediensteten mittelbar gezwungen wer­
den, sich in die Einwohnermelderegister 
eintragen zu lassen, um zu verhindern, 
daß sie einer Gemeindesteuer unterwor­
fen werden, verstoßen daher gegen Arti­
kel 5 EWG-Vertrag in Verbindung mit 
Artikel 12 Buchstabe b des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen. 

3. Die Tatsache, daß der Rechtsweg zu den 
staatlichen Gerichten offensteht, um mit 
dem Gemeinschaftsrecht nicht zu verein­
barende Maßnahmen anzufechten, 
schmälert die Klagemöglichkeit nach Ar­
tikel 169 EWG-Vertrag nicht, da beide 
Klagen verschiedenen Zwecken dienen 
und verschiedene Wirkungen haben. 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES GENE R A L A N WA L T S 

P I E T E R V E R L O R E N V A N T H E M A A T 

vom 11. Dezember 1985 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

I — Einleitende Bemerkungen 

Wegen der vielen verschiedenen Aspekte, 
die diese Rechtssache aufweist, halte ich es 
für nützlich, zunächst zu diesen verschiede­
nen Aspekten insgesamt Stellung zu neh­
men. In diesen einleitenden Bemerkungen 
werde ich dann schon gleich einige Schluß­
folgerungen ansprechen, die sich für mich 
aus dem Studium der Akten ergeben. 

1. Anträge der Kommission 

Der Gegenstand des Rechtsstreits ist von 
der Kommission in den Anträgen ihrer Kla­
geschrift klar umrissen worden. Darin bean­
tragt die Kommission, 

a) festzustellen, daß das Königreich Belgien 
gegen seine Verpflichtungen aus Artikel 
12 Buchstabe b des Protokolls vom 
8. April 1965 über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemein­
schaften sowie aus den Artikeln 5 und 7 
EWG-Vertrag verstoßen hat, 

* Aus dem Niederländischen übersetzt. 
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— indem es nicht die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hat, um in den 
Satzungen der Gemeinden Etterbeek 
vom 13. Oktober 1983, Woluwé-
Saint-Pierre vom 25. November 
1983, Uccie vom 28. Februar 1984, 
Jette vom 15. Mai 1984 und Evere 
vom 26. Juni 1984 die Personen mit 
Hauptwohnsitz in der betreffenden 
Gemeinde, die gemäß Artikel 12 
Buchstabe b von der Eintragung im 
Melderegister in Belgien befreit sind, 
also die in Belgien tätigen Beamten 
und sonstigen Bediensteten der Euro­
päischen Gemeinschaften sowie ihre 
Ehegatten und die von ihnen unter­
haltenen Familienmitglieder, die 
Staatsangehörige eines anderen Mit­
gliedstaats als Belgien sind, von der 
Steuer für Nebenwohnsitze zu be­
freien, 

— indem es durch seine Kommunalbe­
hörden von den betreffenden Perso­
nen die genannten Steuern erhebt 
und nicht die für die Rückerstattung 
der erhobenen Beträge samt der ge­
setzlichen Zinsen erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hat; 

b) dem Königreich Belgien die Kosten des 
Verfahrens aufzuerlegen. 

Zu diesen Anträgen mache ich schon hier 
folgende Randbemerkungen: 

a) Gemäß Artikel 12 Buchstabe b des ge­
nannten Protokolls steht den Beamten und 
sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften 
im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats ohne 
Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit die 

„Befreiung von Einwanderungsbeschrän­
kungen und von der Meldepflicht für Aus­
länder [zu]; das gleiche gilt für ihre Ehegat­

ten und die von ihnen unterhaltenen Fami­
lienmitglieder". 

b) Diese Bestimmung gilt für jeden Mit­
gliedstaat. Nach elementaren Auslegungs­
grundsätzen in bezug auf das Gemein­
schaftsrecht, zu dem das Protokoll gehört, 
kann die Auslegung dieser Bestimmung 
nicht vom belgischen nationalen Recht ab­
hängen. Sie gilt nach ihrem Wortlaut und 
auch nach ihrer von der Kommission auf 
eine Frage des Gerichtshofes dargelegten 
Zielsetzung für jede Form der Meldepflicht 
für Ausländer, also unabhängig von den 
Formen dieser Meldepflicht, die der betref­
fende Mitgliedstaat kennt. 

c) Da alle Bestimmungen des Protokolls 
auf Artikel 28 des Vertrages zur Einsetzung 
eines gemeinsamen Rates und einer gemein­
samen Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften (ABl. L 152 vom 13. 7. 1967, 
S. 2) gestützt sind, ist auch für die Ausle­
gung des Artikels 12 Buchstabe b des Pro­
tokolls von Bedeutung, daß gemäß diesem 
Artikel die in den Bestimmungen niederge­
legten Vorrechte und Befreiungen der Ge­
meinschaften „zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
erforderlich" sind. 

d) Weder aus Artikel 12 Buchstabe b als 
solchem noch aus anderen Artikeln des Pro­
tokolls kann hergeleitet werden, daß die Be­
amten und sonstigen Bediensteten der Ge­
meinschaften von anderen als den in Artikel 
12 Buchstaben d und e genannten indirekten 
Steuern, den innerstaatlichen Steuern auf 
die von den Gemeinschaften gezahlten Ge­
hälter, Löhne und Bezüge oder der in Arti­
kel 14 des Protokolls genannten, vom 
Wohnsitz abhängigen Einkommen-, Vermö­
gen- und Erbschaftsteuer befreit sind. Die 
Beamten und sonstigen Bediensteten der 
Gemeinschaften können demnach in glei­
cher Weise wie die belgischen Staatsbürger 
zum Beispiel kommunalen Grundsteuern, 
Straßengebühren, Gebühren für die Erbrin­
gung öffentlicher Dienstleistungen sowie 
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Steuern für einen Nebenwohnsitz, den sie 
neben einem Hauptwohnsitz in Belgien be­
sitzen, unterworfen werden. 

e) Wenn Beamte oder sonstige Bedienstete 
der Gemeinschaften, die Staatsangehörige 
anderer Mitgliedstaaten sind und als solche 
von der Meldepflicht für Ausländer befreit 
sind, aber ihren Hauptwohnsitz in einer der 
betreffenden Gemeinden haben, tatsächlich 
in Anwendung von in kommunalen Steuer­
satzungen enthaltenen Kriterien so besteuert 
werden, als ob es sich bei ihrem Haupt­
wohnsitz um einen Nebenwohnsitz han­
delte, so stellt dies in jedem Falle eine Dis­
kriminierung aus Gründen der Staatsange­
hörigkeit im Sinne des Artikels 7 EWG-
Vertrag dar. Die Kommission beruft sich in 
diesem Zusammenhang auch auf Ihr Urteil 
vom ,13. Juli 1983 in der Rechtssache 
152/82 (Forcheri, Slg. 1983, 2323). Daß in 
einer der betreffenden Gemeinden die ge­
nannte tatsächliche Folge schon eingetreten 
ist, steht fest. In den hiernach erwähnten 
Rundschreiben der belgischen Behörden 
wird jedoch eingeräumt, daß auch in den 
Satzungen der anderen genannten Gemein­
den nicht gewährleistet sei, daß die Beamten 
und sonstigen Bediensteten der Gemein­
schaft, die von der Registrierung befreit 
sind, ebenso behandelt würden wie diejeni­
gen Personen, die mit Hauptwohnsitz in der 
betreffenden Gemeinde im Melderegister 
eingetragen sind. Auch hierin muß meines 
Erachtens dann tatsächlich eine Diskrimi­
nierung aus Gründen der Staatsangehörig­
keit erblickt werden. Die Frage, ob eine sol­
che Steuer auch — mittelbar — mit Artikel 
12 Buchstabe b des Protokolls unvereinbar 
ist, scheint mir in dieser Hinsicht von gerin­
ger praktischer Bedeutung für die Bedien­
steten der Gemeinschaften. Für Bedienstete 
anderer in Brüssel ansässiger internationaler 
Organisationen sowie für die Bediensteten 

der in dieser Stadt eingerichteten Botschaf­
ten, die nicht Staatsangehörige eines ande­
ren Mitgliedstaates sind, ist diese Frage na­
türlich mittelbar doch von Bedeutung. Wie 
in der Antwort der Kommission auf eine 
Frage des Gerichtshofes ausgeführt worden 
ist, gilt für sie nämlich eine gleichlautende 
Freistellung von der Meldepflicht für Aus­
länder. Da die Kommission ihre Klage auch 
auf einen Verstoß gegen Artikel 12 Buch­
stabe b des Protokolls stützt, werde ich auf 
diesen Punkt sowie auf den in diesem Zu­
sammenhang auch angeführten Verstoß ge­
gen Artikel 5 EWG-Vertrag in meinen Aus­
führungen später zurückkommen. 

f) Soweit dies zur Feststellung des Vorlie­
gens eines Hauptwohnsitzes erforderlich ist, 
kann die den nicht gemeldeten Bediensteten 
der Gemeinschaften auferlegte Verpflich­
tung zur Ausfüllung eines Formulars, auf 
dem die hierzu erforderlichen Auskünfte er­
teilt werden, als solche nicht als mit Artikel 
12 Buchstabe b des Protokolls unvereinbar 
angesehen werden. Die Kommission hat in 
der mündlichen Verhandlung bestätigt, daß 
sie diesen Standpunkt teilt. Eine Unverein­
barkeit mit Artikel 5 EWG-Vertrag läge in 
diesem Zusammenhang nur vor, wenn die 
betreffende Gemeinde alle erforderlichen 
Angaben schon auf anderem Wege (insbe­
sondere über das Außenministerium) von 
den Gemeinschaftsorganen selbst erhalten 
hätte. Im Hinblick auf diesen Standpunkt 
der Kommission ist es meines Erachtens je­
doch nicht erforderlich, daß der Gerichtshof 
über diese Frage entscheidet. Hierüber be­
steht nämlich keinerlei Streit zwischen der 
Kommission und der belgischen Regierung, 
die ebenfalls die Bedeutung einer abschlie­
ßenden Regelung für die Unterrichtung der 
Gemeinden durch die Gemeinschaftsorgane 
selbst betont hat. 
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2. Der Standpunkt der belgischen Regierung 

Die belgische Regierung beantragt, 

— die Klage der Kommission als unzuläs­
sig, hilfsweise als unbegründet abzuwei­
sen; 

— der Kommission die Kosten des Verfah­
rens aufzuerlegen. 

Ich mache zu diesem Standpunkt gleich hier 
folgende Randbemerkungen: 

a) Auf die Argumente zur Begründung der 
Einrede der Unzulässigkeit werde ich später 
in meinen Schlußanträgen eingehen. 

b) Hinsichtlich der Begründetheit stimmt 
die belgische Regierung jetzt inhaltlich mit 
der Kommission darin überein, daß Bedien­
stete der Gemeinschaft, die gleichzeitig 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten 
sind und daher von der Meldepflicht für 
Ausländer befreit sind und die ihren Haupt­
wohnsitz in Belgien haben, hinsichtlich die­
ses Hauptwohnsitzes nicht so besteuert wer­
den können, als ob sie dort nur einen Ne­
benwohnsitz hätten. Dies ist insbesondere 
dem auf eine Frage des Gerichtshofes vor­
gelegten Rundschreiben des Verwaltungs­
chefs der Region Brüssel an die betreffen­
den Bürgermeister und Schöffen zu entneh­
men. In der mündlichen Verhandlung hat 
die belgische Regierung präzisiert, daß die­
ses Rundschreiben als eine verbindliche An­
weisung an die betreffenden Gemeinden an­
zusehen sei, in die streitigen Satzungen eine 
Bestimmung aufzunehmen, die die betref­
fenden Bediensteten den in den Melderegi­
stern eingetragenen Personen gleichstelle. In 
der Sitzung wurde ebenfalls mitgeteilt, daß 
der Innenminister am 3. Oktober 1985 ein 
verbindliches Rundschreiben gleichen In­
halts an alle zuständigen belgischen Behör­
den gerichtet habe. 

c) Obwohl die belgische Regierung also 
das gleiche Endergebnis anstrebt wie die 
Kommission, leugnet sie andererseits, daß 
im vorliegenden Fall irgendein Verstoß ge­
gen das Gemeinschaftsrecht vorliege. Ein 
Verstoß gegen Artikel 12 Buchstabe b des 
Protokolls liege deshalb nicht vor, weil die 
Bediensteten der Gemeinschaften nicht ir­
gendeiner Form von Einwanderungsbe­
schränkung oder Meldepflicht für Ausländer 
unterworfen seien (auf diesen Punkt komme 
ich, wie gesagt, noch gesondert zurück). 

Es liege kein Verstoß gegen Artikel 7 
EWG-Vertrag vor, weil die Gemeindesat­
zungen auf alle Nebenwohnsitze anwendbar 
seien. Aufgrund meiner früheren Ausfüh­
rungen bin ich der Ansicht, daß dieses 
zweite Verteidigungsmittel zu verwerfen ist, 
wenn — wie im vorliegenden Fall — die be­
treffenden Bediensteten anders als belgische 
Staatsangehörige tatsächlich hinsichtlich ei­
nes Hauptwohnsitzes besteuert werden, der 
aufgrund der Nichtberücksichtigung ihres 
besonderen Status in den betreffenden Be­
stimmungen oder bei deren Anwendung als 
Nebenwohnsitz behandelt wird. 

Abschließend ist die belgische Regierung der 
Ansicht, der Gegenstand des Rechtsstreits 
falle im wesentlichen in die Zuständigkeit 
der innerstaatlichen Gerichte. Die betreffen­
den Bediensteten müßten demgemäß 
Rechtsschutz vor den innerstaatlichen Ge­
richten suchen. Dieser Standpunkt wurde 
auch schon in dem hiernach erwähnten 
Schreiben des Ständigen Vertreters des Kö­
nigreichs Belgien vom 24. Januar 1985 ein­
genommen. 

3. Beurteilung des Ausgangsvorbringens der 
belgischen Regierung 

Das Vorbringen der belgischen Regierung, 
der Gegenstand des Rechtsstreits falle im 
wesentlichen in die Zuständigkeit der inner­
staatlichen Gerichte, ist für sich gesehen si­
cher richtig. Diese Zuständigkeit der inner-
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staatlichen Gerichte für die Entscheidung 
über die betreffenden individuellen Steuer­
veranlagungen schließt jedoch keinesfalls 
Ihre Zuständigkeit aus, sich mit dem in den 
Anträgen der Kommission umrissenen ent­
personalisierten Gegenstand des Rechts­
streits zwischen der Kommission und dem 
belgischen Staat zu befassen. Dieser Gegen­
stand ist nämlich hauptsächlich der Verstoß 
gegen das Gemeinschaftsrecht durch die 
Aufrechterhaltung und Anwendung kommu­
naler Steuersatzungen, die die betreffenden 
falschen individuellen Steuerveranlagungen 
ermöglichen. 

Der Unterschied zwischen dem innerstaatli­
chen und dem Verfahren vor dem Gerichts­
hof ist auch von großer praktischer Bedeu­
tung. In erster Linie ist das Erfordernis für 
jetzt schon 350 und in der Zukunft mögli­
cherweise noch mehr Bedienstete der Ge­
meinschaften, jedes Jahr, in dem die streiti­
gen Satzungen aufrechterhalten bleiben, die 
innerstaatlichen Gerichte anzurufen, für die 
Erfüllung der Hauptaufgaben der Gemein­
schaftsorgane und ihrer Bediensteten natür­
lich störend. In zweiter Linie mußte der 
Vertreter der belgischen Regierung in der 
mündlichen Verhandlung einräumen, daß 
die Entscheidung über die im vorliegenden 
Fall von einer Gemeinde erhobene Kassa­
tionsbeschwerde, wenn man die durch­
schnittliche Dauer solcher Verfahren zu­
grunde lege, außer im Falle einer vorgezo­
genen Behandlung sicherlich erst in ein bis 
zwei Jahren getroffen werde. Hinzuzufügen 
ist, daß sich das Kassationsverfahren natür­
lich noch länger hinziehen könnte, wenn 
der Kassationshof auch die gemeinschafts­
rechtlichen Aspekte des Rechtsstreits in 
seine Überlegungen mit einbeziehen und 
dem Gerichtshof hierzu Fragen vorlegen 
würde. Während dieser ganzen Zeit könn­
ten die Gemeinden Steuerbescheide erlassen, 
gegen die die einzelnen Bediensteten jedes 
Mal eine Klage erheben müßten. In dritter 

Linie, und dies ist am wichtigsten, kann der 
nationale Rechtsweg aber nie zur Aufhe­
bung oder Änderung der betreffenden Sat­
zungen von Rechts wegen führen. Nach den 
Ausführungen der belgischen Regierung in 
der mündlichen Verhandlung kann ihre 
Aufhebung ausschließlich durch Gesetz er­
folgen, und die Einbringung eines Gesetz­
entwurfs hierzu sowie der Erlaß des Geset­
zes oder die Vornahme informeller Schritte 
der belgischen Regierung bei den betreffen­
den Gemeinden, falls diese die erwähnten 
Rundschreiben nicht befolgen, hängen, 
wenn kein Urteil des Gerichtshofes ergeht, 
natürlich ausschließlich von der eigenen Be­
urteilung der belgischen Behörden ab. Auch 
steht keineswegs a priori fest, daß solche in­
nerstaatlichen Maßnahmen hinsichtlich der 
schon auferlegten und eingezogenen Steu­
ern rückwirkend gelten und entsprechende 
Rückzahlungspflichten schaffen würden. Ich 
halte eine Entscheidung des Gerichtshofes 
über die von der Kommission erhobene 
Klage deshalb auch aus praktischen Grün­
den für erforderlich. 

4. Weitere Gliederung dieser Schlußanträge 

Um größere Klarheit über den Sachverhalt 
zu verschaffen, werde ich zunächst im zwei­
ten Abschnitt dieser Schlußanträge die Zu­
sammenfassung des Sachverhalts und des 
Verfahrensablaufs mit einigen zusätzlichen 
Angaben aus dem Sitzungsbericht überneh­
men. Da ich die wesentlichen Angriffs- und 
Verteidigungsmittel der Parteien schon ge­
nannt habe, werde ich anschließend im drit­
ten Abschnitt dieser Schlußanträge die noch 
offenen Rechtsfragen behandeln, d. h. die 
Zulässigkeit der Klage und den von der 
Kommission geltend gemachten Verstoß ge­
gen Artikel 12 Buchstabe b des Protokolls 
und im Zusammenhang damit gegen Artikel 
5 EWG-Vertrag. Im vierten Abschnitt dieser 
Schlußanträge werde ich schließlich meine 
Schlußfolgerungen zusammenfassen. 
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II — Sachverhalt und Verfahren 

1. Verschiedene Gemeinden der Region 
Brüssel, nämlich Etterbeek (Beschluß des 
Gemeinderats vom 13. Oktober 1983, bestä­
tigt durch die Ständige Abordnung am 16. 
Februar 1984), Jette (Beschluß vom 15. Mai 
1984, bestätigt am 26. Juli 1984), Uccie (Be­
schluß vom 28. Februar 1984, bestätigt am 
1. Mai 1984), Woluwé-Saint-Pierre (Be­
schluß vom 25. November 1983, bestätigt 
am 31. Januar 1984) und Evere (Beschluß 
vom 26. Juni 1984, bestätigt am 13. Septem­
ber 1984), haben im Laufe der Jahre 1983 
und 1984 kommunale Satzungen zur Ein­
führung einer „Steuer für andere als Haupt­
wohnsitze" oder einer „Steuer für Neben­
wohnsitze" erlassen. 

2. Steuerpflichtig sind Personen, die nicht 
in den Melderegistern der betreffenden Ge­
meinden eingetragen sind; Beamte und son­
stige Bedienstete der Europäischen Gemein­
schaften mit Dienstort in Belgien sowie ihre 
Ehegatten und die von ihnen unterhaltenen 
Familienmitglieder, die Staatsangehörige ei­
nes anderen Mitgliedstaats als Belgien sind, 
sind von dieser Eintragung im Melderegister 
befreit. 

3. Gemäß den Gemeindesatzungen von 
Etterbeek, Uccie, Jette und Evere, die alle 
den gleichen Wortlaut haben, ist unter Ne­
benwohnsitz „jeder private Wohnsitz, der 
nicht zum Hauptwohnsitz bestimmt ist", zu 
verstehen und schulden die Steuer „die Per­
sonen, die nicht in den Melderegistern ein­
getragen sind", wenn sie Eigentümer, Mie­
ter oder unentgeltlicher Benutzer einer 
Wohnung sind, die als Nebenwohnsitz be­
nutzt wird. 

4. Nach der Gemeindesatzung von Wo-
luwé-Saint-Pierre ist derjenige steuerpflich­
tig, der über einen Nebenwohnsitz verfügt; 
als solcher gilt jeder Wohnsitz, für den der­
jenige, der darüber verfügen kann, nicht als 
Landesansässiger in den Melderegistern ein­
getragen ist. 

5. Die Steuer beläuft sich in allen Fällen 
auf 10 000 BFR pro Jahr und pro Wohnsitz. 

6. Alle genannten Satzungen sehen vor, 
daß der Steuerpflichtige innerhalb von drei 
Monaten nach Erlaß des Steuerbescheids bei 
der Ständigen Abordnung des Provinzialrats 
Einspruch einlegen kann. Außerdem sind in 
den Satzungen bestimmte Ausnahmen vor­
gesehen, von denen keine auf die Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften anwend­
bar ist. 

7. Nach der innerstaatlichen Regelung ist 
unter Melderegistern folgendes zu verste­
hen: 

,,a) das eigentliche Melderegister, Hauptregi­
ster genannt, 

b) die Liste, das spezielle Melderegister für 
Ausländer, das Einreiseregister, das 
Ausreiseregister, das Geburtenregi­
ster ..., das Register belgischer Perso­
nalausweise und das Ausweisregi­
ster ..." 

Normalerweise werden Ausländer, die ihren 
Wohnsitz in Belgien begründen, in das spe­
zielle Melderegister für Ausländer eingetra­
gen. Zwei Gruppen von Ausländern müssen 
jedoch, wie die belgischen Staatsangehöri­
gen, in das Hauptregister eingetragen wer­
den: 

a) diejenigen Ausländer, deren „Antrag 
auf Niederlassung" genehmigt wurde, 
wenn sie einen regelmäßigen und unun­
terbrochenen Wohnsitz von fünf Jahren 
im Königreich Belgien nachweisen; 

b) Staatsangehörige von Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften, die 
nach Belgien kommen, um dort eine 
Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsver­
hältnis oder anders auszuüben, deren 
voraussichtliche Dauer mehr als ein 
Jahr beträgt, sofern der Minister oder 
die zuständige Gemeindeverwaltung ih­
ren „Antrag auf Niederlassung" geneh­
migt hat. 
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Ausländer, die im Melderegister eingetragen 
sind, werden aus dem Ausländerregister ge­
strichen. Diejenigen Personen, die in die 
Melderegister (Einwohnerregister oder Aus­
länderregister) eingetragen werden müssen, 
müssen sich in der Gemeinde, in der sie ih­
ren gewöhnlichen Hauptwohnsitz haben, 
eintragen lassen. 

Die Eintragung in das Melderegister einer 
Gemeinde gilt als Beweis dafür, daß die be­
treffende Person dort ihren Hauptwohnsitz 
hat, da man seit März 1981 nur noch in ei­
ner einzigen Gemeinde des Königreichs mit 
einem Hauptwohnsitz gemeldet sein darf. 

8. Das. belgische Außenministerium stellt 
den Beamten der Europäischen Gemein­
schaften, die ihren Dienstort in Belgien ha­
ben, und den anderen Bediensteten der 
Europäischen Gemeinschaften sowie ihren 
Ehegatten und den von ihnen unterhaltenen 
Familienmitgliedern eine besondere Aufent­
haltsgenehmigung aus, die folgenden Auf­
druck trägt: „Gemäß Gesetz vom 13. Mai 
1966 betreffend das Protokoll über die Vor­
rechte und Befreiungen der Europäischen 
Gemeinschaften von der Eintragung in das 
Ausländermelderegister befreit". Diese Ge­
nehmigung gilt vier Jahre. Sie wird nur Per­
sonen ausgestellt, die nicht die belgische 
Staatsangehörigkeit besitzen. 

Die belgischen Beamten werden in die Mel­
deregister ihrer Gemeinde eingetragen. Die 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften 
mit anderer Staatsangehörigkeit werden in 
kein Gemeinderegister eingetragen. Ihre 
Privatadressen werden regelmäßig je Ge­
meinde dem Protokolldienst des belgischen 
Außenministeriums mitgeteilt. Das Ministe­
rium bringt die Adressen den verschiedenen 
Gemeinden zur Kenntnis. 

In einem Rundschreiben des Innenministers 
vom 19. März 1981 ist ausdrücklich vorge­
sehen, daß „Ausländer, die in Belgien von 
den Europäischen Gemeinschaften verge­
bene Ämter versehen, auch nicht in die Mel­

deregister einer belgischen Gemeinde einge­
tragen werden müssen". 

9. Immer, wenn die Kommission von der 
Existenz einer solchen Gemeindesatzung 
Kenntnis erhielt, hat sie sich, vertreten 
durch ihren Generaldirektor für Personal 
und Verwaltung, schriftlich an den Ständi­
gen Vertreter Belgiens gewandt, mit Kopie 
des Schreibens an die Bürgermeister der be­
treffenden Gemeinden, und ihn ersucht, die 
Anwendung dieser Satzung auszusetzen, so­
lange nicht in Zusammenarbeit mit den 
staatlichen Behörden eine Gesamtlösung 
ausgearbeitet sei (Schreiben vom 24. Mai, 
19. Juni, 2. Juli, 31. Juli, 17. Oktober und 
12. Dezember 1984 und vom 22. Januar 
1985); unter Hinweis auf Artikel 12 Buch­
stabe b des Protokolls vom 8. April 1965 
über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Gemeinschaften wies sie dar­
auf hin, daß die Tatsache, daß die Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften nicht in 
die Melderegister eingetragen seien, nicht 
ipso facto ein Grund sei, davon auszugehen, 
daß sie einen Nebenwohnsitz hätten, und 
daß sie aufgrund einer solchen Vermutung 
nicht der genannten Steuer unterworfen 
werden dürften. Sie hat wiederholt hierüber 
informelle Kontakte mit den zuständigen 
Behörden gehabt, und mit Schreiben vom 
24. Januar 1985 teilte der Ständige Vertreter 
Belgiens der Kommission die verschiedenen 
Schritte mit, die die belgische Regierung in 
der Sache unternommen hatte. 

Trotz dieser Interventionen schickte die Ge­
meinde Woluwé-Saint-Pierre Ende 1984 
etwa zehn im Gemeindegebiet wohnenden 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften 
Steuerbescheide, in denen sie aufgefordert 
wurden, innerhalb von zwei Monaten eine 
Steuer für den Nebenwohnsitz in Höhe von 
10 000 BFR zu zahlen. Daraufhin hat die 
Kommission erneut Schritte unternommen, 
jedoch ohne Resultat. 

10. Die Kommission hat daraufhin be­
schlossen, im beschleunigten Verfahren Ar-
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tikel 169 EWG-Vertrag anzuwenden; mit 
Schreiben vom 12. Februar 1985 teilte sie 
dies der belgischen Regierung mit und for­
derte sie auf, sich innerhalb von 14 Tagen 
zu äußern. Dieses Schreiben blieb unbeant­
wortet. 

11. Gleichzeitig mit dem von der Kommis­
sion eingeleiteten Verfahren legten die be­
troffenen Beamten bei der Ständigen Abord­
nung der Provinz Brabant Einspruch ein, 
mit dem sie die Aufhebung der Steuerbe­
scheide beantragten. Mit Beschluß vom 
7. Februar 1985 gab die Ständige Abord­
nung in einem Fall dem Einspruch statt. 

Am 20. Februar 1985 richtete die Gemeinde 
Woluwé-Saint-Pierre jedoch an ein und 
demselben Tag an 250 andere Beamte, die 
in ihrem Gebiet wohnen, Steuerbescheide 
mit der Aufforderung, bis spätestens zum 
22. April 1985 die betreffende Steuer zu 
entrichten. 

Mit Schreiben vom 26. Februar 1985 for­
derte das Kommissionsmitglied Willy de 
Clercq den belgischen Innenminister erneut 
auf, gemeinsam nach einer Lösung zu su­
chen. Mit Schreiben vom 4. März 1985 er­
suchte der Generaldirektor für Personal und 
Verwaltung die Ständige Vertretung des 
Königreichs Belgien nochmals, für eine 
schnelle Lösung zu sorgen. 

12. Am 8. März 1985 gab die Kommission 
im beschleunigten Verfahren eine mit Grün­
den versehene Stellungnahme ab, in der sie 
das Königreich Belgien aufforderte, inner­
halb von 14 Tagen die erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen, um der Stellungnahme 
nachzukommen, insbesondere die in den 
Gemeindesatzungen enthaltenen rechtswid­
rigen Bestimmungen aufzuheben und die 
gezahlten Steuern zuzüglich der gesetzli­
chen Zinsen zu erstatten. 

Mit Fernschreiben vom 19. März 1985 bat 
Belgien um eine Verlängerung dieser Frist, 
was die Kommission mit Fernschreiben vom 
27. März 1985 ablehnte. 

Die mit Gründen versehene Stellungnahme 
wurde nicht beantwortet. 

13. Mit Klageschrift, die am 3. April 1985 
bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen ist, hat die Kommission beim Gerichts­
hof das Verfahren nach Artikel 169 Absatz 
2 EWG-Vertrag wegen Vertragsverletzung 
eingeleitet. 

14. Mit Fernschreiben vom 13. Mai 1985 
hat die Kommission mitgeteilt, daß sie auf 
die Einreichung einer Erwiderung verzichte, 
und den Gerichtshof ersucht, so schnell wie 
möglich einen Termin für die mündliche 
Verhandlung anzuberaumen, da die Erhe­
bung der streitigen Steuer nicht ausgesetzt 
worden sei und zu Vollstreckungsmaßnah­
men übergegangen worden sei, während die 
Zahl der betroffenen Beamten inzwischen 
von 260 auf mehr als 350 gestiegen sei. 

15. Der Gerichtshof hat auf Bericht des 
Berichterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche Ver­
handlung ohne vorherige Beweisaufnahme 
zu eröffnen. Er hat jedoch die Kommission 
und die belgische Regierung gebeten, einige 
Fragen zu beantworten, die sich auf die 
Gründe für das Bestehen des Artikels 12 
Buchstabe b des Protokolls und auf das Er­
gebnis der Kontakte zwischen der Regie­
rung und der Aufsichtsbehörde im Hinblick 
auf die Lösung der aufgetretenen Schwierig­
keit beziehen. 

Die Kommission hat auf Ihre Frage, kurz 
zusammengefaßt, geantwortet, daß Artikel 
12 Buchstabe b des Protokolls, ebenso wie 
gleichlautende Bestimmungen in vergleich­
baren Protokollen praktisch aller anderen 
internationalen Organisationen, zu den 
klassischen Merkmalen diplomatischer Im­
munitäten gehöre und, auch im Lichte des 
Artikels 18 des Protokolls, bezwecke, die 
ungehinderte Wahrnehmung der Aufgaben 
des Personals der Gemeinschaften zu ge­
währleisten. Diese Zielsetzung sei dieselbe 
geblieben wie die der Protokolle der einzel-
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nen Gemeinschaften, da die Gemeinschafts­
vorschriften hinsichtlich des Zugangs, des 
Aufenthalts und der Meldepflicht von 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
im allgemeinen noch andere Möglichkeiten 
zur Beschränkung der Einreise und des Auf­
enthalts enthielten, die auf die Beamten der 
Gemeinschaften aufgrund des Protokolls 
nicht angewandt werden dürften. 

Die belgische Regierung hat die ihr vom 
Gerichtshof gestellte Frage dahin gehend 
beantwortet, daß die Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
vorgeschlagen habe, daß die Behörden, de­
nen die Aufsicht über die Gemeinden des 
Großraums Brüssel obliege, diesen ein im 
Moniteur belge zu veröffentlichendes Rund­
schreiben mit der Aufforderung zukommen 
lassen sollten, in ihre Satzung über Neben­
wohnsitze eine Bestimmung aufzunehmen, 
die die Beamten und sonstigen Bediensteten 
der Europäischen Gemeinschaften, die ihren 
Hauptwohnsitz in der Gemeinde hätten, mit 
den in den Melderegistern eingetragenen 
Personen gleichstelle. Der Antwort ist eine 
Kopie des an die Gemeinden des Groß­
raums Brüssel zu richtenden •— nach den in 
der mündlichen Verhandlung gemachten 
Angaben inzwischen versandten — Rund­
schreibens beigefügt. Der Entwurf eines 
gleichlautenden Rundschreibens werde, 
heißt es in der Antwort, in Kürze dem In­
nenminister vorgelegt. In der mündlichen 
Verhandlung wurde erklärt, auch dieses 
zweite Rundschreiben sei inzwischen ver­
schickt worden. 

III — Beurteilung der übrigen Rechtsfragen 

1. Die Zulässigkeit der Klage 

Die belgische Regierung erklärt in ihrer 
Klagebeantwortung zunächst, das von der 
Kommission angewandte außergewöhnliche 
Verfahren, bei dem weniger als ein Monat 
zwischen der Aufforderung zur Äußerung, 
der mit Gründen versehenen Stellungnahme 
und der Erhebung der Klage selbst verstrei­

che, mißachte den Grundsatz der angemes­
senen Frist, die jeder Mitgliedstaat von der 
Kommission erwarten könne. Auf Fragen ei­
nes Mitglieds des Gerichtshofes erklärte der 
Vertreter der belgischen Regierung in der 
mündlichen Verhandlung, die Regierung 
hätte eine Frist von sechs Monaten bis zu 
einem Jahr für angemessen gehalten. Wie 
ich in der Zusammenfassung des Sachver­
halts schon ausgeführt habe, steht fest, daß 
die Kommission sich bereits seit etwa einem 
Jahr vor Erhebung der Klage regelmäßig 
schriftlich, mit Kopie des Schreibens an die 
Bürgermeister der betreffenden Gemeinden, 
an den Ständigen Vertreter Belgiens ge­
wandt hatte, mit der Aufforderung, die An­
wendung dieser Satzungen auszusetzen, bis 
in Zusammenarbeit mit den staatlichen Be­
hörden eine Gesamtlösung gefunden wor­
den sei. Dies wird von der belgischen Regie­
rung auch nicht bestritten. Auch im Hin­
blick auf die unbestreitbare zusätzliche Be­
lastung, die das Verhalten der Gemeinden 
für eine wachsende Anzahl von Bediensteten 
der Europäischen Gemeinschaften mit sich 
gebracht hat, ist meines Erachtens diese er­
ste Einrede der Unzulässigkeit unter den ge­
nannten Umständen zu verwerfen. 

In zweiter Linie erklärt die belgische Regie­
rung, wie schon erwähnt, daß im vorliegen­
den Fall kein Verstoß gegen das Gemein­
schaftsrecht vorliege und das Problem also 
vor den innerstaatlichen Gerichten gelöst 
werden müsse. Da dieses Argument im we­
sentlichen die Begründetheit der Klage be­
trifft, ist es als Einrede der Unzulässigkeit 
ebenfalls zu verwerfen. 

2. Die behauptete Verletzung von Artikel 12 
Buchstabe b des Protokolls über die Vorrechte 
und Befreiungen der Europäischen Gemein­
schaften 

Wie sich aus der Klageschrift und den von 
der Kommission in der mündlichen Ver­
handlung vorgenommenen Präzisierungen 
ihres Standpunkts ergibt, liegt der behaup-
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tete Verstoß gegen Artikel 12 Buchstabe b 
des Protokolls nach Ansicht der Kommis­
sion inbesondere im Verstoß gegen die Be­
freiung von der Meldepflicht. Dieser Ver­
stoß bestehe darin, daß die genannten Ge­
meinden die betreffenden Bediensteten auf­
grund der Tatsache, daß sie nicht in den 
Melderegistern eingetragen seien, einer 
Steuer für Nebenwohnsitze unterworfen 
hätten. Eine Möglichkeit der Freistellung 
von dieser Steuer im Hinblick auf die Be­
freiung der Bediensteten mit Hauptwohnsitz 
in der betreffenden Gemeinde sei nicht vor­
gesehen worden. Die schon zitierte Steuer­
satzung der Gemeinde Woluwé-Saint-Pierre 
(wo sich der Konflikt bis jetzt besonders 
konzentriert habe) stelle das deutlichste Bei­
spiel hierfür dar. 

Der eigentliche Klageantrag der Kommis­
sion ist insoweit jedoch weiter formuliert 
und führt eine Verletzung von Artikel 12 
Buchstabe b des Protokolls insgesamt aus 
den in dem Antrag genannten Gründen an. 

Meiner Auffassung nach hat die Kommis­
sion außerdem in ihrer schon erwähnten 
Antwort auf eine Frage des Gerichtshofes 
zu Recht erklärt, daß diese Bestimmung 
weiter reiche als das für alle Staatsangehöri­
gen anderer Mitgliedstaaten geltende Recht 
auf Freizügigkeit. Dies ergibt sich meines 
Erachtens auch aus der Tatsache, daß die 
Bestimmung ähnlichen Protokollen der Ver­
einten Nationen und anderer internationaler 
Organisationen sowie noch älteren Regelun­
gen im Bereich der Vorrechte und Befreiun­
gen diplomatischer Vertretungen (auf die 
das von der Kommission zitierte Protokoll 
hinsichtlich der NATO selbst ausdrücklich 
verweist) entlehnt ist. Bei diesen Beispielen 
besteht im allgemeinen kein Anspruch auf 
eine Gleichbehandlung mit den Staatsange­
hörigen des Aufnahmestaats, der mit der be­
treffenden Gemeinschaftsregelung vergleich­
bar wäre. Außerdem würde ein solcher An­
spruch auf Gleichbehandlung in Ländern, in 
denen die vergleichbaren Rechte der Inlän­

der zahlreichen Beschränkungen unterwor­
fen sind, die unabhängige und unbehinderte 
Ausübung der Tätigkeiten der betreffenden 
Organisationen oder diplomatischen Vertre­
tungen noch nicht ausreichend gewährlei­
sten. Artikel 12 Buchstabe b des Protokolls 
ist somit meines Erachtens für sich gesehen 
auszulegen, auch wenn dies nach Ihrem er­
wähnten Urteil in der Rechtssache Forcheri 
nicht ausschließt, daß Bedienstete der Ge­
meinschaften sich gleichzeitig auf das allge­
mein geltende Gemeinschaftsrecht über die 
Freizügigkeit berufen können. 

Für sich gesehen ausgelegt hat die Befreiung 
von Einwanderungsbeschränkungen und 
von der Meldepflicht für Ausländer im 
Lichte des Artikels 18 des Protokolls und 
des Artikels 28 des Vertrages zur Einset­
zung eines gemeinsamen Rates und einer 
gemeinsamen Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften meiner Auffassung nach 
dann die Bedeutung, daß sie für alle Be­
schränkungen gilt, die die Einwanderungs­
freiheit (und nach der Zielsetzung auch die 
Aufenthaltsfreiheit) oder die Befreiung von 
der Meldepflicht für Ausländer tatsächlich 
einschränken und gleichzeitig die Erfüllung 
der Aufgaben der betroffenen Bediensteten 
beeinträchtigen. 

Diese Kriterien sind nach meiner Ansicht im 
vorliegenden Fall erfüllt. Die Aufenthalts­
freiheit und damit die Einwanderungsfrei­
heit werden dadurch beschränkt, daß die 
Bediensteten der Gemeinschaften tatsächlich 
höheren Gemeindesteuern unterworfen sind 
als die eigenen Staatsangehörigen oder zu­
mindest in den streitigen Satzungen nicht 
ebenso behandelt werden wie die in den 
Melderegistern eingetragenen eigenen 
Staatsangehörigen. Die Befreiung von der 
Meldepflicht für Ausländer wird außerdem 
in der Praxis dadurch beschränkt, daß durch 
die streitigen Satzungen ein deutlicher 
Druck auf die Bediensteten ausgeübt wird, 
sich dennoch der Eintragung im Melderegi­
ster zu unterwerfen. Die von der belgischen 
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Regierung schriftlich und mündlich im 
Laufe des Verfahrens vorgebrachte Anre­
gung, daß die Eintragung in das Melderegi­
ster die einfachste Lösung des Rechtsstreits 
darstellen würde, bestätigt das Vorliegen ei­
nes derartigen Drucks. Schließlich werden 
die betreffenden Bediensteten natürlich 
durch das Erfordernis, die — auch nach 
Auffassung der belgischen Regierung nicht 
geschuldeten — Steuern in diesen Fällen auf 
jeden Fall zu zahlen und inzwischen gegen 
die Erhebung Einspruch einzulegen, in der 
Ausübung ihrer normalen Tätigkeit gestört. 

Die Verteidigung der belgischen Regierung, 
daß die Beamten und sonstigen Bediensteten 
der Gemeinschaften nicht irgendeiner Form 
von Einwanderungsbeschränkung oder Mel­
depflicht für Ausländer unterworfen seien, 
ist somit meines Erachtens zu verwerfen, 
und die hier untersuchte Rüge der Kommis­
sion ist als begründet 'anzusehen. 

3. Die behauptete Verletzung des Artikels 5 
EWG-Vertrag 

Der in der Klageschrift behauptete Verstoß 
des Königreichs Belgien gegen Artikel 5 
EWG-Vertrag liegt meines Erachtens eben­
falls vor. Namentlich steht nun aufgrund der 
schriftlichen und mündlichen Erklärungen 
im Laufe des Verfahrens fest, 

a) daß die betreffenden Gemeinden oder 
zumindest eine oder mehrere dieser Ge­
meinden unter Verstoß gegen den letzten 
Satz dieses Artikels Satzungen erlassen 
haben, die die Verwirklichung der Ziele 
des EWG-Vertrags auf die schon be­
schriebene Art gefährden; 

b) daß die Aufsichtsbehörde entgegen Ab­
satz 1 dieses Artikels nicht innerhalb der 
dafür nach belgischem Recht vorgesehe­
nen Frist von 40 Tagen dem unveränder­

ten Inkrafttreten der betreffenden Sat­
zungen widersprochen hat. 

IV — Schlußfolgerung 

Meine Ausführungen zusammenfassend schlage ich Ihnen vor, 

1) festzustellen, daß das Königreich Belgien gegen seine Verpflichtungen aus Arti­
kel 12 Buchstabe b des Protokolls vom 8. April 1965 über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften sowie aus den Artikeln 5 und 7 
EWG-Vertrag verstoßen hat, indem es nicht die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen hat, um zu gewährleisten, daß beim Erlaß oder der Anwendung von 
Satzungen von Gemeinden des Großraums Brüssel Personen, die in den betref­
fenden Gemeinden ihren Hauptwohnsitz haben und nach Artikel 12 Buch­
stabe b des Protokolls von der Eintragung in die betreffenden Melderegister 
befreit sind (also die in Belgien tätigen Beamten und sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Gemeinschaften sowie ihre Ehegatten und die von ihnen unter­
haltenen Familienmitglieder, die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
als Belgien sind), von der in diesen Satzungen vorgesehenen Steuer für Neben­
wohnsitze freigestellt werden; 

2) dem Königreich Belgien die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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